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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Alfons Dörner, Mainz-Laubenheim, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 — Az. 11/72 — 

A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Verweigerung staatlicher Mittel zur Finanzierung des Wahl- 
kampfes Parteiloser 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 
Bundestages die Einsprüche, die 

a) die Verfassungs Widrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungs Verfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/358 


Deutscher Bundestag — • 7. Wahlperiode 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 

Der Ausschuß für Wahlprüf ung, Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. de With Mertes 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfeditungssache — Az. 11/72 — des Alfons Dörner, 
Mainz-Laubenheim, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 23. November 1972 — einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 7. Dezem- 
ber 1972 — hat der Einspruchsführer Einspruch 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen 
Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor, die Bundestags- 
wahl sei wegen Verletzung des Gleichheitsgrund- 
satzes und einer Vergewaltigung des Gewissens 
ungültig. Er habe für den Bundestagswahlkampf 
1972 Mittel für die Werbung als Parteiloser be- 
antragt. Unter Verletzung des Gleichheitsgrund- 
satzes seien den Parteilosen jedoch öffentliche 
Mittel und auch die Möglichkeit, im Fernsehen 
aufzutreten, versagt worden. Die „Vergewalti- 
gung des Gewissens" sieht er, so muß aus seinen 
Ausführungen entnommen werden, in der Ost- 
politik der Bundesregierung. 

Unter Hinweis auf sein persönliches Schicksal 
führt er aus: „Wir Parteilosen wehren uns gegen 
die Vergewaltigung der Parteien und deren 
Unterjochungen!" 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch offensichtlich unbegründet. 


Die Grundsätze und der Umfang der Erstattung von 
Wahlkamp fkosten sind im Gesetz über die politi- 
schen Parteien (Parteiengesetz) geregelt. Soweit der 
Einspruchsführer eine Verletzung des Gleichheits- 
grundsatzes geltend macht, weil Parteilosen keine 
Wahlkampfkosten aus öffentlichen Mitteln erstattet 
werden, greift er die Verfassungsmäßigkeit der 
§ 18 ff. Parteiengesetz an. Der Deutsche Bundestag 
hat es jedoch in ständiger Praxis abgelehnt, im Rah- 
men des Wahlprüfungsverfahrens die Verfassungs- 
mäßigkeit von Gesetzen nachzuprüfen. Er ist der 
Auffassung, daß es ausschließlich Aufgabe des Bun- 
desverfassungsgerichts ist, die Verfassungsmäßig- 
keit von Gesetzen zu prüfen. An dieser Praxis wird 
festgehalten. 

Dasselbe gilt bezüglich des Hinweises des Ein- 
spruchsführers auf die Zuteilung von Fernsehzeiten. 
Die Zuteilung von Sendezeiten an politische Par- 
teien beruht auf Bundes- oder Landesrecht. Abge- 
sehen davon, daß nach der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts eine Verletzung der Chan- 
cengleichheit bei Nichtzuteilung von Sendezeiten an 
Parteilose nicht erkennbar ist, gilt auch hier der be- 
reits dargelegte Grundsatz bezüglich der Nachprü- 
fung der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen. 

Nichts anderes kann gelten hinsichtlich der Behaup- 
tung des Einspruchsführers, durch die Ostpolitik sei 
eine Vergewaltigung des Gewissens erfolgt. Die 
Ostverträge sind in einem ordnungsgemäßen Ver- 
fahren von den zuständigen Gesetzgebungskörper- 
schaften beschlossen und ordnungsgemäß verkündet 
worden; der Grundvertrag mit der DDR befindet sich 
noch in der parlamentarischen Beratung. 

Der Einspruch war daher in vollem Umfange unbe- 
gründet und daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG 
als offensichtlich unbegründet zurückzuweisen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S, 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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